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Wachstumschancengesetz • Rückabwicklung eines Verbraucherdar-
lehensvertrags • Lohnsteuer-Hinweise 2024 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
das Wachstumschancengesetz wurde nun nach langem politischem Ringen 
in einer deutlich abgespeckten Fassung von Bundestag und Bundesrat be-
schlossen und ist in Kraft getreten. Einiges ist letztlich nicht umgesetzt wor-
den, so insbesondere die vorgesehene Klimaschutz-Investitionsprämie. Je-
doch wurden zumindest punktuell die Abschreibungsbedingungen verbessert. 
Dies gilt insbesondere für Investitionen im Wohnungsbau. 
 
Daneben sind die Urteile des BFH zur Rückabwicklung eines Verbraucherdar-
lehensvertrags herauszustellen. Das Gericht hat entgegen der Ansicht der Fi-
nanzverwaltung entschieden, dass der Bezug eines Nutzungsersatzes im 
Rahmen der reinen Rückabwicklung eines Verbraucherdarlehensvertrags 
nach Widerruf keinen steuerbaren Kapitalertrag begründet. 
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Für alle Steuerpflichtigen 

1 Berliner Testament erbschaftsteuerlich vielfach nachteilig 

2 Steuerermäßigung für energetische Sanierungsmaßnahmen: Zeitpunkt des Abschlusses einer solchen 
Maßnahme bei Ratenzahlung der Handwerkerleistung 

3 Kindergeldberechtigung bei Aufnahme eines Pflegekindes im Laufe des Monats 

4 Keine Inanspruchnahme des Pflegepauschbetrags bei geringfügigen Pflegeleistungen 

5 Energiepreispauschale 2022 – Im Einzelfall mit der Einkommensteuererklärung geltend zu machen 

6 Kosten des Insolvenzverfahrens können steuerlich nicht geltend gemacht werden 

7 Gemeinnützige Körperschaften: Höchstgrenze für Mitgliedsbeiträge wird erhöht 

 

Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

8 Aktualisierte Hinweise zur Lohnsteuer durch die FinVerw – Lohnsteuer-Hinweise 2024 

9 Verpflegungspauschale: Keine Änderungen durch das Wachstumschancengesetz 

10 Zweitwohnungsteuer als Kosten der Unterkunft für eine doppelte Haushaltsführung 

11 Besteuerung von Mitarbeiterbeteiligungen 

12 Rechtsanwaltskosten für ein Wehrdisziplinarverfahren als Werbungskosten 

13 Tarifvertraglicher Ausschluss einer Inflationsausgleichsprämie während der Passivphase der Altersteilzeit 

14 Rückabwicklung eines vermeintlich freien Mitarbeiterverhältnisses – Vertrauensschutz des Mitarbeiters 

 

Für Unternehmer und Freiberufler 

15 Entwurf des Bürokratieentlastungsgesetzes IV 

16 Kein steuerlicher Abzug von Aufwendungen einer Influencerin/Bloggerin für die Anschaffung von bürgerli-
cher Kleidung und Accessoires 

17 Steuerliche Erfassung einer Einmalzahlung für eine langfristige Nutzungsüberlassung 

18 Korrekturmöglichkeit bei Ausweis einer falschen Steuer in Rechnungen an Endverbraucher 

19 Differenzbesteuerung und innergemeinschaftlicher Erwerb für Kunstgegenstände 

 

Für Personengesellschaften 

20 Pensionsrückstellung bei Formwechsel einer Kapitalgesellschaft in eine Personengesellschaft 

21 Einbringungsbedingter Übergang des Gewerbeverlustes von einer Kapitalgesellschaft auf eine Personen-
gesellschaft 

22 Absicherung einer Betriebsaufspaltung durch eine GmbH & Co. KG als Besitzgesellschaft 

 

Für Bezieher von Kapitaleinkünften 

23 GmbH-Gesellschafter: Möglichkeit der Besteuerung nach dem Teileinkünfteverfahren 

 

Für Hauseigentümer 

24 Rückabwicklung eines Verbraucherdarlehensvertrags 

25 Wohnraumvermietung und Vorsteuerabzug aus Heizungsanlage 

 

Für GmbH-Gesellschafter und GmbH-Geschäftsführer 

26 Anhebung der (monetären) Schwellenwerte für die Bestimmung der Unternehmensgrößenklassen 

27 Ausgewählte Gesetzesänderungen durch das sog. Wachstumschancengesetz 

28 Zeitpunkt der Verlustberücksichtigung nach § 17 Abs. 4 EStG 

29 Anwendung des Teileinkünfteverfahrens bei Veräußerungstatbeständen gem. § 17 EStG 

30 Überraschungsentscheidung im Rahmen der Feststellung einer vGA (Verrechnungskonto) 

31 Voraussetzungen der wirtschaftlichen Eingliederung einer umsatzsteuerrechtlichen Organschaft 

 

Wachstumschancengesetz und andere aktuelle Steuergesetzgebung 

32 Wachstumschancengesetz in Kraft getreten 

33 Für alle Steuerpflichtigen 

34 Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

35 Für Investitionen in Immobilien 

36 Für Unternehmer und Freiberufler 

37 Für Personengesellschaften  
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Für alle Steuerpflichtigen 

1 Berliner Testament erbschaftsteuerlich vielfach nachteilig 

Ehegatten und eingetragene Lebenspartner sind oft daran interessiert, dass das Vermögen des 

Erstversterbenden zunächst beim Überlebenden verbleibt. Zu diesem Zweck setzen sich die Ehe-

/Lebenspartner oft in gemeinsamen Testamenten zunächst gegenseitig als Erben ein und bestim-

men zugleich die Erbfolgeregelung für den Tod des Längstlebenden (sog. Berliner Testament). 

Bei der Ausgestaltung dieser Erbeinsetzung bestehen verschiedene rechtliche Möglichkeiten. 

Erbschaftsteuerlich kann ein solches Berliner Testament allerdings nachteilig sein, weil das Ver-

mögen der Ehegatten/Lebenspartner innerhalb kurzer Zeit möglicherweise zweimal der Erb-

schaftsteuer unterworfen wird. Gerade bei Ehegatten/Lebenspartnern, die innerhalb eines kurzen 

zeitlichen Abstands versterben, steht der doppelten Belastung nur eine vergleichsweise kurze Zeit 

gegenüber, in welcher der überlebende Ehegatte/Lebenspartner das gemeinsame Vermögen nut-

zen kann. Beim Tod des erstversterbenden Ehegatten kann in der Regel nur der persönliche Frei-

betrag des überlebenden Ehegatten (500 000 €) und der besondere Versorgungsfreibetrag 

(256 000 €) genutzt werden. Der persönliche Freibetrag des bzw. der Schlusserben kann dagegen 

beim Tod des Erstverstorbenen nicht genutzt werden. Bei größeren Vermögen kann dies sehr 

ungünstig sein. 

Handlungsempfehlung: 

Insoweit sollten im konkreten Fall eine Abschätzung der erbschaftsteuerlichen Werte und der möglichen 
Erbschaftsteuer erfolgen. Dies ist ein wichtiger Prozess, um mögliche Steuerbelastungen einplanen und be-
rücksichtigen zu können. Hinsichtlich der Ausgestaltung der Erbfolgeregelung gibt es in mehrfacher Hinsicht 
Gestaltungsmöglichkeiten, die je nach Einzelfall vorteilhaft einsetzbar sind, ggf. aber auch steuerlich sehr 
ungünstig sein können.  

Der BFH hatte nun über eine Ausgestaltungsform des Berliner Testaments zu entscheiden. Es 

ging um die sog. Jastrowsche Klausel, bei der denjenigen Kindern ein betagtes Vermächtnis ge-

währt wird, die beim Tod des Erstversterbenden ihren Pflichtteil nicht fordern. Durch diese Straf-

klausel sollen Kinder abgehalten werden, beim Tod des Erstversterbenden den ihnen zustehen-

den Pflichtteil zu fordern. Mit Urteil vom 11.10.2023 (Az. II R 34/20) hat der BFH zur erbschaft-

steuerlichen Behandlung eines solchen Testaments wie folgt entschieden: 

– Zunächst kann der überlebende Ehegatte als Erbe des Erstversterbenden das Vermächtnis bei 

seinem Erwerb nicht als Nachlassverbindlichkeit in Abzug bringen, da das Vermächtnis noch 

nicht fällig ist (sog. betagtes Vermächtnis). Dies hat zur Folge, dass der Nachlass ungeschmä-

lert durch das betagte Vermächtnis auf den Längstlebenden übergeht. 

– Das später berechtigte Kind hat den Erwerb durch Vermächtnis beim Tod des länger lebenden 

Ehegatten als von diesem stammend zu versteuern. 

– Ist das Kind auf Grund der Anordnung des Berliner Testaments zugleich Schlusserbe des Letzt-

versterbenden geworden, kann es bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Erwerbs das dann 

fällig gewordene Vermächtnis als Nachlassverbindlichkeit in Abzug bringen. Hierdurch neutra-

lisiert sich, dass das Kind selbst das Vermächtnis versteuern muss. 

– In der Zusammenschau kommt es aber zu einer zweifachen Besteuerung des Werts des Ver-

mächtnisses: Zum einen bei dem zunächst überlebenden Ehegatten, bei dem es ohne Abzugs-

möglichkeit in den steuerlichen Erwerb fällt, und zum anderen bei dem Kind als Vermächtnis-

nehmer im Zeitpunkt der Fälligkeit des Vermächtnisses. 

Hinweis: 

Der Einsatz der Jastrowschen Klausel kann also zur Sicherstellung der Versorgung des überlebenden Ehe-
gatten mit ausreichender Liquidität sinnvoll sein, ist aber aus erbschaftsteuerlicher Sicht ungünstig. Aus die-
sem Grund sollte bei der Abfassung solcher Verfügungen stets rechtlicher und steuerlicher Rat eingeholt 
werden.   
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2 Steuerermäßigung für energetische Sanierungsmaßnahmen: Zeitpunkt des Abschlusses 

einer solchen Maßnahme bei Ratenzahlung der Handwerkerleistung 

Für energetische Sanierungsmaßnahmen bei zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäuden, 

die älter als zehn Jahre sind, kann eine Steuerermäßigung bei der Einkommensteuer in An-

spruch genommen werden. Geförderte energetische Maßnahmen sind Wärmedämmung von 

Wänden, Dachflächen und Geschossdecken, Erneuerung der Fenster oder Außentüren, Erneue-

rung oder Einbau einer Lüftungsanlage, Erneuerung der Heizungsanlage, Einbau von digitalen 

Systemen zur energetischen Betriebs- und Verbrauchsoptimierung und die Optimierung beste-

hender Heizungsanlagen, sofern diese älter als zwei Jahre sind. Die Ermäßigung der Einkom-

mensteuer beträgt im Kalenderjahr des Abschlusses der energetischen Maßnahme und im nächs-

ten Kalenderjahr je 7 % der Aufwendungen, höchstens jedoch je 14 000 € und im übernächsten 

Kalenderjahr 6 % der Aufwendungen, höchstens jedoch 12 000 €. 

Bedingung für die Inanspruchnahme der Steuerermäßigung ist u.a., dass zum einen der Stpfl. 

für die Aufwendungen eine Rechnung in deutscher Sprache erhalten hat, die die förderungsfähige 

energetische Maßnahme, die Arbeitsleistung des Fachunternehmens und die Adresse des be-

günstigten Objekts ausweist und zum anderen die Zahlung auf das Konto des Erbringers der Leis-

tung erfolgt ist. Letzter Aspekt führte nun zu einem Streitfall. Es ging um die Kosten für den Einbau 

eines neuen Heizungskessels i.H.v. insgesamt 8 118 €. Diese Kosten wurden seit März 2021 auf 

Grund einer Vereinbarung mit dem Heizungsbauunternehmen in gleichbleibenden monatlichen 

Raten i.H.v. 200 € abbezahlt. Im Jahr 2021 wurden infolgedessen 2 000 € bezahlt. Die Stpfl. be-

gehrten im Streitjahr die Berücksichtigung einer Steuerermäßigung i.H.v. 7 % von 8 118,10 €. 

Dies lehnte das Finanzamt mit der Begründung ab, die energetische Maßnahme sei erst dann 

abgeschlossen, wenn die Leistung tatsächlich erbracht worden sei, die steuerpflichtige Person 

eine Rechnung erhalten und den Rechnungsbetrag auf ein Konto des Leistungserbringers einge-

zahlt habe. An Letzterem fehle es im Jahr 2021. Erst mit Begleichung der letzten Rate im Jahr 

2024 komme eine Steuerermäßigung in Betracht. 

Das FG München bestätigt mit Urteil vom 8.12.2023 (Az. 8 K 1534/23) die Auffassung des Finanz-

amtes. Die Stpfl. haben im Streitjahr anstatt des bei Abnahme fälligen gesamten Werklohns ledig-

lich eine Teilleistung i.H.v. 2 000 € an das Heizungsinstallationsunternehmen entrichtet, da sie mit 

dem ausführenden Handwerksbetrieb Ratenzahlung vereinbart haben. Vorliegend sei insbeson-

dere nicht die Umwandlung des Kaufpreises in ein Darlehen zu sehen. Die Ratenzahlungsverein-

barung läge im ausschließlichen Interesse der Stpfl., da diese den Werklohn in kleineren Teilsum-

men begleichen konnten und ihnen dies einen finanziellen Spielraum verschaffte. 

Im Streitjahr sei aber auch keine Steuerermäßigung bezogen auf die Teilzahlung von 2 000 € zu 

gewähren, denn die Maßnahme gelte steuerlich erst dann als abgeschlossen, wenn der gesamte 

Rechnungsbetrag gezahlt ist. 

Hinweis: 

In der Literatur ist diese Frage aber umstritten und teilweise wird auch auf das Abflussprinzip abgestellt, so 
dass vorliegend im Streitjahr die Steuerermäßigung in Bezug auf die tatsächlich geleistete Zahlung gewährt 
werden könnte. Nun ist gegen die Entscheidung des FG München die Revision beim BFH anhängig, so dass 
die endgültige Entscheidung in dieser Frage noch offensteht. 

Handlungsempfehlung: 

In der Praxis sollten ggf. andere Finanzierungsmodelle gesucht werden. So wäre zu prüfen, ob ein anderes 
Ergebnis durch eine Darlehensvereinbarung mit dem Handwerker erreicht werden kann. In einem solchen 
Fall dürfte jedenfalls von einem Abfluss des geschuldeten Betrages auszugehen sein, wenn die Darlehens-
gewährung auch i.S.d. leistenden Handwerksbetriebs liegt, so z.B., weil er ansonsten den Auftrag nicht hätte 
erlangen können. 

3 Kindergeldberechtigung bei Aufnahme eines Pflegekindes im Laufe des Monats 

Im konkreten Streitfall waren der Stpfl. und sein Lebenspartner die Pflegeeltern des am 

26.11.2020 geborenen A. Sie hatten A am 7.12.2020 in ihren Haushalt aufgenommen. Der Stpfl. 

beantragte Kindergeld für A, und zwar ab dem Geburtsdatum des A im November 2020, weil 

bereits bei der Geburt seitens des Jugendamts die Inobhutnahme und Aufnahme im Haushalt des 

Stpfl. festgestanden habe.   
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Dies lehnte die Familienkasse mit der Begründung ab, dass auf Grund des kindergeldrechtlichen 

Monatsprinzips derjenige Elternteil für den gesamten Monat ungeteilt das Kindergeld erhalte, der 

zu Beginn des Monats den vorrangigen Anspruch innegehabt habe. In den Monaten November 

und Dezember sei die Mutter des A, die zum Zeitpunkt der Geburt obdachlos war, vorrangig und 

der Stpfl. nur nachrangig kindergeldberechtigt. 

Der BFH bestätigt mit Urteil vom 18.1.2024 (Az. III R 5/23) die Auffassung der FinVerw. A sei erst 

ab dem 7.12.2020 als Pflegekind anzuerkennen, sodass der Stpfl. erst ab Dezember anspruchs-

berechtigt war. Auf Grund der vorrangigen Anspruchsberechtigung der leiblichen Eltern habe der 

Stpfl. für den Monat Dezember 2020 keinen Kindergeldanspruch für A. Für das im Streit stehende 

Kindergeld bestand im Dezember 2020 eine Anspruchsberechtigung mehrerer Personen: Berück-

sichtigung des A als Kind seiner Eltern oder als Pflegekind des Stpfl. und seines Lebenspartners. 

Die Berechtigung der leiblichen Eltern habe schon ab der Geburt des A und damit auch am Beginn 

des Monats Dezember 2020 bestanden, wohingegen die der Pflegeeltern erst am 7.12.2020 hin-

zugekommen sei. Erfülle nämlich eine Person am Monatsersten alle Voraussetzungen des Kin-

dergeldanspruchs, habe sie diesen grundsätzlich für den gesamten Monat. Ein Wechsel in der 

Anspruchsberechtigung zugunsten eines neuen Berechtigten wirke immer erst ab dem Folgemo-

nat. 

Handlungsempfehlung: 

Die Frage der Kindergeldberechtigung ist in manchen Konstellationen nicht einfach zu beurteilen. Insoweit 
ist stets der Einzelfall sorgfältig zu prüfen. 

4 Keine Inanspruchnahme des Pflegepauschbetrags bei geringfügigen Pflegeleistungen 

Pflegt der Stpfl. eine andere Person und erhält hierfür keine Vergütung – so insbesondere vielfach 

bei der Pflege von nahen Angehörigen –, so kann bei der Einkommensteuer ein Pflegepauschbe-

trag geltend gemacht werden, der die Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer mindert. Als 

Pflegepauschbetrag wird folgender Jahresbetrag in Abhängigkeit von dem Pflegegrad der zu pfle-

genden Person gewährt: 

– bei Pflegegrad 2: 600 €, 

– bei Pflegegrad 3: 1 100 € und 

– bei Pflegegrad 4 oder 5: 1 800 €. 

Der Pflegepauschbetrag i.H.v. 1 800 € wird auch gewährt, wenn die Person im steuerlichen Sinne 

als hilflos eingestuft wird. Hilflos in diesem Sinne ist eine Person, wenn sie für eine Reihe von 

häufig und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen zur Sicherung ihrer persönlichen Existenz 

im Ablauf eines jeden Tages fremder Hilfe dauernd bedarf. 

Bei erstmaliger Feststellung, Änderung oder Wegfall des Pflegegrads im Laufe des Kalenderjah-

res ist der Pflegepauschbetrag nach dem höchsten Grad zu gewähren, der im Kalenderjahr fest-

gestellt war. 

Das FG Sachsen hat nun aber entschieden, dass ein Pflegepauschbetrag bei lediglich geringfü-

gigen Pflegeleistungen nicht gewährt wird (Urteil v. 24.1.2024, Az. 2 K 936/23). Im Streitfall be-

suchte ein Sohn seine pflegebedürftige Mutter (Pflegestufe III) fünf Mal im Jahr für mehrere Tage 

in einer Einrichtung des betreuten Wohnens und half in dieser Zeit bei der Körperpflege, beim An- 

und Ausziehen, bei den Mahlzeiten und beim Verlassen der Wohnung. Außerdem unterstützte er 

seine Mutter in organisatorischen Dingen. Das Finanzamt versagte einen Pflegepauschbetrag, 

weil die Pflege nicht über das bei Familienbesuchen Übliche hinausgehe. 

Das FG bestätigte, dass ein Pflegepauschbetrag nicht gewährt werden kann. Für die Inanspruch-

nahme des Pflegepauschbetrages muss die Pflegedauer mindestens 10 % des pflegerischen Zeit-

aufwandes betragen, um einen Abzug als außergewöhnliche Belastung zu rechtfertigen. Andern-

falls könnten in vielen Fällen Familienbesuche, die mit Hilfeleistungen im Haushalt verbunden 

sind, als außergewöhnliche Belastung berücksichtigt werden. Dies sei nicht Intention des Gesetz-

gebers. 

Handlungsempfehlung: 

Der Pflegepauschbetrag ist eine Möglichkeit, um den entstehenden Zeitaufwand durch die Pflege zumindest 
etwas zu kompensieren. Insoweit sollte stets geprüft werden, ob Anspruch auf diesen besteht. Der Pflege-
pauschbetrag muss dann mit der Einkommensteuererklärung geltend gemacht werden. 


